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Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die münd—

liche Verhandlung vom 27. Juni 4978

für Recht erkannt;

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Sozial«
gerichts Hildesheim vom 24„ Januar 4978 wird zurück—

gewiesen.

Kosten des Revisionsverfahrens sind nicht zu erstatten.
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Ü€r im Jahre 4967 geborene Kläger brach sich im Mai 1976 bei

einem Unfall auf einem Spielplatz den rechten Arm. Er wurde

auf Kosten der Beigeladenen zur stationären Behendlung einge—

wiesen, in der noch am selben Tage ein erster Reposit10nsver—

such unter Lokalanästhesie vorgenommen wurde. Eine Röntgenkon—

trolle ergab eine fortbestehende Fehlstellung der Bruchstücke.

Nach einem weiteren Repositicnsversuch stellte sich eine Läh—

mung im Bereich des rechten Unterarmes heraus (postoperative

Radialisparese rechts).

ln einem 8trafermittlungsverfahren gegen die Ärzte des Kran—
kenhauses führte der medizinische Sachverständige ua aus: Die

komplette und wahrscheinlich weitgehend endgültige Radialispa-

rese bei dem Kläger sei auf eine tragische Komplikation der

chirurgischen Behandlung des Oberarmbruchs zurückzuführen;

ein Kunstfehler könne nicht wahrscheinlich gemacht werden.

Die Beklagte 1ehnte durch Bescheid vom 45. September 4977
einen An5pruch des Klägers auf Leistungen aus der gesetzlichen
Unfallversicherung für die Folgen der Radialis—Nervenschädigung

rechts ab. Zur Begründung führte sie aus: Die Radialis—Nerven-
schädigung rechtssei nicht Folge eines Arbeitsunfalles. Die in
der stationären Heilbehandlung selbst liegenden Risiken —
der atypische Heilungsverlauf, das Ausbleiben des erhofften

Erfolges, der Eintritt von Komplikationen « gehörten bei den
nach 5 559 Abs 4 Nr 1? Buchst a der Reichsversicherungsordnung'
(RVG) versicherten Personen nicht in den Bereich der gesetzli—
chen Unfallversicherung. '

Das Sozialgericht (SG) hat durch Urteil vom 24. Januar 4978
die Klage abgewiesen und auSgeführt: Die Entschädigungspflicht

des Unfallversicherungsträg@rs werde auch im Rahmen des 5 559
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Abs 1 Nr 1? Buchst & RVG nicht allein dadurch begründet, daß

ein Versicherter einen Körperschaden in zeitlichem und ört—

lichen Zusammenhang mit einem Krankenhausaufenthalt erleide.

Die Körperschädigung müsse darüber hinaus ihre innere Ursache‘

gerade in der stationären Behandlung haben, dh in der Gewäh—

rung von Heilbehandlung mit Unterkunft und Verpflegung in

einem Krankenhaus.

Das SG hat die Revision zugelassen.

Der Kläger hat dieses Rechtsmittel eingelegt.

Er trägt vor: Zu den gemäß % 559 Abs 4 Nr 4? Buchst a EVO zu
entschädigenden Unfällen gehörten vor allem ärztliche Kunst-

fehler. Der Versicherungsschutz nach dieser Vorschrift lasse

sich nur von dem Zweck des Aufenthaltes in einer Kur— oder

Spezialeinrichtung bzw in einem Krankenhaus her beantworten.

Da als Zweck des Aufenthaltes eine erfolgreiche medizinische
Rehabilitation gelten müsse, umfasse die versicherte Tätigkeit

alle ärztlichen Maßnahmen und Anwendungen von Kurmitteln. Es
sei richtig, daß bei Kur— oder Krankenhauseüfenthalt wie bei

einem Arbeitsunfall bei der beruflichen Tätigkeit die Körper-

schäden entschädigt würden, die durch das Unfal geschehen her-
vorgerufen worden seien, nicht jedoch die Krankheiten, wegen

derer man sich in stationäre Behandlung habe begeben müssen.
Ein Arbeitsunfall liege auch nach der Ansicht der Beklagten vor,

wenn ein Rehabilitand auf dem Gelände eines Krankenhauses oder

einer Kureinrichtung stürze. Anderes könne hier nicht gelten.

Per Kläger beantragt,
unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

die Beklagte nach dem Klageantrag zu verurteilen.
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Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend.

Die Beigeladene beantragt ebenso wie der Kläger,

das angefochtene Urteil aufzuheben und

die Beklagte zu verurteilen, aufgrund des

Unfalles vom15. Mai 4976 die gesetzlichen

Leistungen zu gewähren.

Unter Bezugnahme auf das Urteil des Oberlandesgerichts

(OLG) Braunschweig vom 10. März 4978 (NJW 4978, 1205)

ist sie der Auffassung, die Behandlung des Klägers habe

zu einer erneuten Verletzung geführt, die sich somit durch

die stationäre Behandlung ereignet habe. Als versicherte

Tätigkeit für den Personenkreis der Rehabilitanden müsse

auch das Erdulden der Behandlung gelten. V

II.

Die zulässige Revision ist nicht begründet.

Der Kläger gehörte während der ihm vom Träger d

chen Krankenversicherung gewährten stationären
im Krankenhaus zu den nach S 559 Abs.? Nr 4? Buchst & Rvu

versicherten Personen. Auch diese Personen sind jedoch auf—

grund dieser Vorschrift nur gegen Arbeitsunfälle versichert

(vgl 5 548 EVO). Der Versicherungsschutz besteht demnach
insoweit bei in ursächlichem Zusammenhang mit der stationä—

ren Behandlung stehenden Unfällen (vgl das zur Veröffentlichung

bestimmte Urteil des Senats vom 27. Juni 4978 » 2 EU 50/78).
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Unfall ist ein körperlich schädigendes zeitlich begrenztes Er—

eignis (5 ua BSGE 23, 459, 141; Brackmann, Handbuch der Sozial-

versicherung, 4‚ — 8. Aufl, S 479, Lauterbach, Gesetzliche

Unfallversicherung, 5. Aufl, 5 548 Anm 5 und Schönberger, Der

Arbeitsunfall im Blickpunkt spezieller Tatbestände, 4965 - je—

weils mit weiteren Nechweisen). Es bedarf hier keiner Entschei—

dung, ob ein operativer Eingriff die Merkmale eines Unfalles

erfüllen kann, sobald dabei weitere Gesundheitestörungen auf—

treten, die durch den Eingriff nicht gewollt waren (vgl BVerwGE

25, 201, 204 zur Blinddarmoperetion: s auch OLG Braunschweig,

NJW 1978, 4203 zur Parainjektion)‚ Jedenfalls liegt kein neuer
Unfall darin, daß die unmittelbare Behandlung eines Uhfalles

zu weiteren Gesundheitsstörungen führte Dabei handelt es sich

nach der in der gesetzlichen Uhfallversicherung geltenden Kau-

salitätslehre vielmehr versicherungerechtlich um mittelbare

Folgen des Unfalles, dessentwegen die Behandlung erforderlich

wurde‘ Für mittelbare Unfallfolgen besteht jedoch eine Entschä—

digungspflicht des Uhfallversieherungsträgers nur, wenn der Un—

fall selbst ein entschädigungspflichtiger Arbeitsunfall ist

(Brackmann aaO S 488 b). Davon ist auch der Gesetzgeber im Rah—

men des 5 555 EVO ausgegangen. Entgegen der Auffassung des OLG

Braunschweig (530) betrifft diese Vorschrift nicht die durch

einen Kunstfehler bei der Behandlung eines ■rbeitsunfelles
auftretenden Gesundheitsstörungen. Diese Felgen sind aufgrund

der in ier gesetzlichen Unfallversieherung geltenden Keuselitäts»

lehre wesentlich durch den Asbeitsqnfall bedingt und als mittel—

bare Folgen des Arbeitsunfelles unabhängig von 5 555 RVG zu ent»
schädigen. ir eine Entschädigunaspflioht des Unfallversicherungsw

trägers für mittelbare Folgen eines Arbeitsunfelles hätte es

demnach des @ 535 RVG nicht bedurft. Her Träger der Uhfallver—
sicherung hat vielmehr mittelbare Folgen eines Arbeitsanfelles

nicht nur zu entsehädigen, wenn die Boreussetzungen einer der
in @ 555 EVO angeführten ßlternatrven erfüllt srnd„ Aus dieser
Vorschrift kann somit nicht geschlossen werden, der Gesetzgeber

habe bei den nach % 539 Abs ” Nr ?? Euchst & RVM Versicherten

! M
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die bei der Behandlung eines Unfalles auftretenden mittel»

baren Uhfallfolgen unabhängig davon entschädigen wollen, daß

der Unfall ein Arbeitsunfall war„ Der Hinweis in dem Entwurf

eines Gesetzes über die Angleichung der Leistungen zur Reha—

bilitation,
für‘Unfallversicherte enthalte % 555 RVG eine dem,

5 559 Abs 1 Nr 47 RVO entsprechende Regelung (s BT—Drucks 7/1257,

S 67), läßt demnach-nicht erkennen, daß der Gesetzgeber abwei—

chend von $ 555 EVO den Versicherungsschutz der nach 5 559 Abs 1

‘Nr 4? Buchst a RVG Versicherten auf mittelbare Folgen von Un—

fällen-erstrecken wollte, die nicht Arbeitsunfälle sind. Der

Kläger hat sich den Arm‘jedoch nicht bei einer versicherten

Tätigkeit gebrochen. '

Sinn und Zweck des Versicherungsschutzes nach 5 559 Abs 4 Nr 47

Buchst a RVO rechtfertigen keine andere Auslegung° Danach sol—
len die Risiken in den VErsicherungsschutz einbezogen werden,

denen der Versicherte bei der stationären Behandlung ausgesetzt

ist. Dagegen ist das Risiko der ärztlichen Behandlung selbst
"hiéhf Gegenstand des Ver310herungsschut7es‚ Die gegente111ge

;ÜAnSicht wurde dazu fuhren, daß die gesetzliche UnfallverSicherungi
? M1ßeriolg erlner stat10naren Behandlung e1n7ustehen hat—'

_„
soweit das erztliche Mißgeschick bei der denandlunp die

;'Voraussetzungen des Unfa]]begriifs er; .'üllen m■rde. _Eine Bam i
‘;schrankung des Vereicherungsschutzes auf ärztliche Kunsizfeh—

'?ler kame schon deshalb nicht i'n Betracnt, weil d_ié En\gbhddlw
';gung 'aus der_g93etz11chen.Unfallver m‘ung 9171gemein nicht
_Wauf.Unfä'll e'he chrankt i_st, bei denen den Verursacher ein Ver—.

; schulden trifft Ob ein So writ■ehende‘ Vers naheringsschutz bei

einer stationaren -—
nicht aber auch hei e ner emhu‘ar sen «

Be—

.
handlung und di-é damit grundsätzlich t:toundßne Entbindung der"

„Krankenhaustrager von der Schadens er«eter° ieht genonuhei dem' '_

Patienten rechts— und soiialnolitieen gueewmaß„g waren“ um den _'

.
Geochadigten von -dem Nachweis ein3s Kb; stfehlers zu be.freien‚

{is_t hier nieht 'zu prüfen° Ein so we1tn efnder Vé:neicherung5n

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


schutz mit den damit zwangsläufig verbundenen weiteren Rechts—

folgen ist 9 559 Abs 1 Nr 4? Buchst a EVO und den sonstigen im

Zusammenhang mit dieser Vorschrift nur für einen bestimmten Per-

sonenkreis getroffenen Regelungen jedenfalls nicht zu entnehmen

(im Ergebnis ebenso: Podzun, Der Unfallsechbearbeiter, 5. Aufl,

Kennzahl 300, S 37 ff; Hamacher, BG 4977? 567; aA OLG Braun—

schweig aaO; Vollmer, ZfS 1975, 556, 538; Martin, Anwaltsblatt'

1977, 140; Sanftleben, VersR 1978, 405). Gegen eine Einbezie—

hung des Risikos der ärztlichen Behandlung in den Unfallver—

sicherungsschutz aufgrund des 5 559 Abs 1 Nr 1? Buchst & EVO

spricht auch, daß die aufgrund einer mißglückten ärztlichen

Behandlung auftretenden Erkrankungen nacht in die nach Inkraft—

treten dieser Vorschrift neu gefaßte Anlage zur Berufskrankhei—

ten—Verordnung vom 20. Juni 4968 idF vom 8„ Dezember 1976

(BGBl I 5529) aufgenommen worden sind. Es ist aber nicht er—

sichtlich, aus welchem Grund die Folgen eines mißlungenen ärzt»

lichen Eingriffe entschädigt werden sollen, wenn sich das schä—

digende Ereignis auf eine Arbeitsschicht beschränkt und damit

den Unfallbegriff noch erfüllen könnte, was der Senat auch hier

offen läßt (zB eine mißlungene Operation oder eine eindeutig

zu hoch dosierte Injektion}, dagegen ein Versicherungsschutz

nicht gegeben wäre, wenn sich die 31ßglückte Behandlung auf

mehrere Tage erstreckt (zB eine Strahlentherapie oder eine ins—

gesamt eindeutig zu hoch dosierte Behandlung mit Injektionen

über mehrere Tage}„ Die gegenteilige Auffassung würde entgegen
dem OLG Braunschweig außerdem zn einer ebenfalls durch den

Wortlaut dieser Versehrift„ der Gesetzeseysäematik, den Sinn und

Zweck sowie der Entstehungsgeschichte dieser Vorschrift nicht

gerechtiertigten Besserstellung der in stationärer Behandlung
stehenden Personen gegenüber den Kranken führen, die ambulant

behandelt werden„ Der Versicherungsschutz bei ier stationären
Behandlung ist im Rahmen des 5 53% Abs % Nr 7? ßuchst a iVm
% 5u8 EVO dadurch begründet9 daß der Versicherte sich in eine

besondere Einrichtung begeben muß und dort überwiegend anderen

Risiken als zu hause ausgesetzt ist„ hinsichtlich dee Behand»L)

| (I
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lungserfolges oder —mißerfolges besteht jedoch kein wesent-

licher Unterschied zwischen Kranken, die stationär behandelt

und denen, die ambulant behandelt werden. In bezug auf den Be—

handlungserfolg oder —mißerfolg ist deshalb aus versicherunge—

rechtlichen Grundsätzen zB eine ungleiche Behandlung eines Ver—

letzten, bei dem ein Bruch seines Armee stationär behandelt

wird, nicht gerechtfertigt gegenüber dem Patienten, der sich

nach der Behandlung des Bruches wieder nach Hause begeben kann

und die weitere ärztliche Betreuung ebenfalls ambulant erhält.

Ausgehend von der Rechtsauffassung des OLGBraunschweig (aaO

S 4204) könnten sonst sowohl die Patienten — wegen des nur
durch eine stationäre Behandlung erreichbaren Versicherungs—

schutzes gegen das Mißlingen eines ärztlichen Eingriffe — als

auch die Krankenhausträger — wegen der vom OLG Braunschweig

(aaO) aus dem Versicherungsschutz gefolgerten Haftungsbefreiung —
wesentlich aus diesen Erwägungen darauf drängen, soweit wie

möglich ärztliche Eingriffe während einer — ggf nur auf zwei

oder drei Tage beschränkten — stationären Behandlung und nicht

mehr in der Ambulanz vorzunehmen. Nicht nur die dadurch be—

dingten Mehrkosten, sondern vor allem die durch die Befreiung

der Krankenhausträger von der Haftung bei schuldhaft mißlun-

genen ärztlichen Eingriffen entstehenden Kosten müßten aber die

Versicherten zur Hälfte selbst aufbringen. Tnternehmer ist bei

Versicherten nach @ 559 Abs 1 Nr 17 RVG der Pehabilitations—
träger (s 5 658 Abs 2 Nr 5 EVO). Er hat die Kosten für die Un—
fallversicherung dieser Versicherten zu tragen (5 S 725 Abs 1

BVG}. Die Beiträge der bei einer gesetzlichen Krankenkasse oder

einem Rentenversicherungsträger versicherten Personen tragen
grundsätzlich Arbeitnehmer und Arbeitgeber je zur Hälfte (5 5 581

A‚s 11Satz ‚„ %;"i3'85Abs 4 'Buchst a EVO). Die "Beitragslast der '
Rehabilitationsträger für die Uhfallversicherung der Rehabili—

tanden ist insoweit systemgerecht, als sie « abweichend von dem

Grundgedanken der gesetzlichen Unfallversicherung (s Bruckmann

aaO S 469) « nicht auf einer Haftungsablösung beruht, vielmehr

.-0_
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Teil der von den Versicherten und dem Arbeitgeber gemeinsam ge—

tragenen Gesamtkosten der Rehabilitation ist. Eine Beitragsbe—

lastung für die Kosten einer Haftungsbefreiung der Krankenhaus—

*träger wäre dagegen für die Versicherten, die den an die Stelle

ihrer zivilrechtlichen Schadensersatzansprüche tretenden Scha—

denausgleich durch eigene Beitragsleistungen finanzieren müßten$

‚
und auch für deren Arbeitgeber nicht systemgerecht, da für sie

ebenfalls eine Haftungsablösung, für die sie die Kosten zu tra“

gen hätten (vgl @ 725 Abs 4 RVG; Brackmann aaO S 469), insoweit

nicht in Betracht kommt. Dagegen würde der, welcher von der Haf—

tung freigestellt würde, hierfür nicht durch Beiträge zur ge-
setzlichen Unfallversicherung belastet. Auch die im Zusammen—

hang mit der Einfügung des 5 539 Abs 4 Nr 17 EVO getroffenen
fbeitragsrechtlichen Regelungen stützen somit die Auffassung des

Senats. . ’ ' *

Das SG hat demnach zu Recht die Klage abgewiesen. Die Revision
ist zurückzuweisen.

.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 des Sozialgerichtsgeset»

zes. '
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